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Seit vielen Jahren leisten verschiedene Einrichtungen in freier Trägerschaft eine wichtige Beratungsarbeit für Mädchen, 
Jungen und Frauen mit Gewalterfahrungen. Künftig sollen sie verlässlicher finanziert werden. Das hat die Bürgerschaft heute 
auf Initiative von SPD und Grünen beschlossen. Der sozialpolitische Sprecher der SPD-Fraktion, Klaus Möhle, ist sich sicher: 
„Damit helfen wir den Einrichtungen bei ihrer wichtigen Arbeit.”

„Über Gewalt und insbesondere über 
sexuelle Gewalt zu sprechen ist beklem-
mend”,  so Möhle heute in seiner Rede 
in der Bürgerschaft. „Gleichwohl muss 
man feststellen, dass dies leider nicht so 
selten vorkommt. Wenn man etwa allein 
die Studie zu Missbrauchsfällen in der 
katholischen Kirche betrachtet, bekommt  
man eine Ahnung von der Dimension, die 
dieses Thema leider hat. Die seelische 
Belastung ist für die Betroffenen dabei 
extrem hoch, nicht selten werden ganze 
Lebensläufe zerstört. Es ist also völlig klar: 
Diese Menschen brauchen Hilfe.”

Bremen verfüge hier über eine gute Struk-
tur von Einrichtungen, die Opfern und 
ihren Angehörigen Schutz, eine unbüro-
kratische Akutversorgung, Beratung sowie 
therapeutische und juristische Hilfe böten, 
betonte der Sozialdemokrat. Die Bremer 

Frauenhäuser und Kinderschutzeinrich-
tungen, wie Mädchenhaus, Jungenbüro,  
Schattenriss und der Kinderschutzbund 
leisteten eine fachlich höchst anerkannte  
und unverzichtbare Arbeit.

Bislang finanzieren sich diese Einrich-
tungen über Tagessätze oder Projekt-
fördermittel. „Das bedeutet, dass die 
Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter 
viel Arbeit darauf 
verwenden müs-
sen, sich um die 
Finanzierung zu 
kümmern”, sagte 
Möhle. 

Deswegen soll 
diese Finanzierung 
nun verändert 

werden. Die Bürgerschaft hat heute auf 
Initiative der SPD-Fraktion beschlossen, 
dass der Senat ein Konzept erstellen soll, 
wie die Finanzierung auf eine institutionel-
le Förderung umgestellt werden kann, die 
nur noch einmal im Jahr beantragt werden 
muss und den Einrichtungen mehr Ver-
lässlichkeit bietet. „Nicht zuletzt bleibt 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
so mehr Zeit für das eigentlich Entschei-
dende: die Beratung”, erklärte Möhle und 
betonte: „Wir wollen, dass diese Einrich-
tungen gut und verlässlich finanziert sind 
– und unser Antrag hilft ihnen bei ihrer 
wichtigen Arbeit.”

> Antrag: Frauenhäuser und Beratungs-
stellen für Frauen und Kinder mit  
(sexualisierten)  Gewalterfahrungen  
nachhaltig absichern! 
http://tiny.cc/frauenhaeuser

ANTRAG  VERLÄSSLICHE FINANZIERUNG FÜR BERATUNGSSTELLEN

Klaus Möhle
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ANTRAG         LEICHTER MIT DEM RAD ZUR ARBEIT KOMMEN
Die Möglichkeiten, mit dem Rad zur Arbeit zu fahren, sollen in 
Bremen verbessert werden. Das hat die Bürgerschaft 
heute auf Initiative von SPD und Grünen be-
schlossen.  
 
„Unsere Gewerbegebiete müssen 
über alle Mobilitätswege gut 
angebunden sein, damit alle 
Arbeitnehmer und Arbeitneh-
merinnen ihren Arbeitsplatz 
unkompliziert und pünktlich 
erreichen können”, sagte 
die verkehrspolitische 
Sprecherin der SPD-Bür-
gerschaftsfraktion, Heike 
Sprehe heute in ihrer 
Rede im Parlament und 
betonte: „Neben einer 
guten Anbindung an den 
öffentlichen Personen-
nahverkehr ist ein gutes 
Radwegenetz dabei ein 
wichtiger Bestandteil.”

Man dürfe diese beiden Ver-
kehrsmittel aber nicht nur isoliert 
betrachten. Auch die Kombination 
von ÖPNV und Rad gehört mit Ver-
knüpfungsangeboten dazu, denn nicht 
zu allen Sonderschichtzeiten oder beson-
deren Arbeitszeiten ist ein direkter ÖPNV-An-

schluss ohne längere Wartezeit möglich”, 
so die Sozialdemokratin weiter. 

„Als SPD-Fraktion 
wollen wir die 

Anbindung von 
Radwegen 

direkt 
zu den 

Werks-
toren 
ver-
bessern, um den Arbeit-
nehmern und Arbeitneh-
merinnen eine gute 
Alternative zur kosteninten-
siven PKW-Benutzung zu 
ermöglichen”, fasste Sprehe 
den Antrag abschließend 
noch einmal zusammen. 

„Die Radwegebeziehungen 
zu den großen Industrieun-

ternehmen und Gewerbe-
gebiete sollen dafür auf ihre 

Funktionalität überprüft werden, 
damit eine eventuell notwendige 

Sanierung oder ein Ausbau realisiert 
werden kann.”

> Antrag: Mit dem Rad zur Arbeit fahren 
http://tiny.cc/rad_arbeit

Heike Sprehe

ANTRAG         EIN WARMES BETT AUCH FÜR KRANKE OBDACHLOSE
Erkrankte obdachlose oder wohnungslose 
Menschen sollen künftig in Krankenstuben 
besser versorgt werden. Einen entspre-
chenden Antrag der rot-grünen Koalition 
hat die Bürgerschaft heute beschlossen. 
Der Senat soll nun konzeptionell sicher-
stellen, dass auch diese Menschen die 
Möglichkeit erhalten, sich in einem war-
men Bett auszukurieren. 

Der Winter naht – und damit auch die Zeit 
von Erkältungen und Grippe. „Husten, 
Schnupfen, Gliederschmerzen, Fieber – 
wir alle kennen das. Und wir alle wissen, 
wie es ist, wenn man von einem Moment 
auf den anderen körperlich abbaut und 
nur noch nach Hause ins warme Bett 
will, um sich auszukurieren”, sagte die 
gesundheitspolitische Sprecherin der 

SPD-Fraktion, Steffi 
Dehne, heute in 
ihrer Rede in der 
Stadtbürgerschaft. 

Was aber ist mit je-
nen, die kein war-
mes Bett und nicht 
einmal ein Dach 
über dem Kopf 
haben? Für diese 
Menschen sollen 

nun Krankenstuben geschaffen werden. 
Das hat die Bürgerschaft heute auf Initi-
ative von SPD und Grünen beschlossen. 
In bestehenden Einrichtungen sollen 
spezielle Räume für obdachlose und woh-
nungslose Menschen geschaffen werden, 
die vorübergehend erkrankt sind oder 
sich nach einem Krankenhausaufenthalt 
noch in der Genesungsphase befinden. 
Dort sollen sie sich – unter Betreuung von 
Sozialarbeitern – auskurieren können. 

„Solche Einrichtungen können eine 
sinnvolle Ergänzung zu bestehenden 
Versorgungsangeboten darstellen”, sagte 
Dehne, „und nicht zuletzt können sie 
gravierendere Erkrankungen verhindern 
helfen. Denn auch vermeintlich leichte 
Krankheiten müssen auskuriert werden, 
sonst besteht die Gefahr langfristiger 
und schwerwiegenderer gesundheitlicher 
Beschwerden.”

Eine Absage erteilte Dehne derweil dem 
von der CDU in einem Antrag formulier-
ten Ansatz, eine Modelleinrichtung in 
der geplanten Unterkunft für psychisch 
kranke wohnungslose Menschen zu 
eröffnen. „Ich halte das schon deshalb 
für schwierig, weil zum einen psychisch 
kranke Menschen eine völlig andere 

Behandlung brauchen und sich zum 
anderen die Betroffenen, die wir mit den 
Krankenstuben erreichen wollen, hier 
gar nicht angesprochen fühlen könnten”, 
sagte sie. Der Antrag der rot-grünen Koa-
lition gehe daher in eine andere Richtung, 
und er gehe weiter. Dehne: „Wir wollen 
das Angebot nicht auf eine Einrichtung 
beschränken – und wir wollen diese 
Einrichtung dann auch nicht politisch 
vorgeben. Wir wollen mit den Beteiligten 
Gespräche führen, wo dies wie ermöglicht 
werden kann. Denn in Bremen bewegen 
wir uns hier nicht im luftleeren Raum, 
sondern es gibt Angebote wie die Huma-
nitäre Sprechstunde und auch viele Ärzte, 
die ehrenamtlich Obdachlose behandeln. 
Und nicht zuletzt halten wir das Angebot 
in bestehenden Einrichtungen für sinnvoll, 
weil die Betroffenen sich hier zumindest 
ein Stück weit heimisch fühlen und Räume 
und Mitarbeiter kennen. Dadurch kann 
die Akzeptanz von Anfang an deutlich 
gesteigert werden.”

> Antrag: Spezielle Bedürfnisse erkrankter 
Obdachloser und Wohnungsloser in 
bestehenden Einrichtungen durch eine 
„Krankenstube“ besser berücksichtigen 
http://tiny.cc/krankenstube

Steffi Dehne
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FRAGE     UMSETZUNG DES ZENTRUMS FÜR ERWACHSENE MIT BEHINDERUNG
Ein Medizinisches Zentrum für Erwach-
sene mit mehrfacher oder geistiger Be-
hinderung (MZEB) soll eine Lücke in der 
Versorgung von erwachsenen Patienten 
und Patientinnen schließen, die auf Hilfe 
angewiesen sind. Die gesundheitspoliti-
sche Sprecherin der SPD-Fraktion, Steffi 
Dehne, wollte heute in der Fragestunde 
der Stadtbürgerschaft vom Bremer Senat 
wissen, welche Verbesserungen für die 
medizinische Versorgung ein solches Zen-
trum mit sich bringen würde und wann 
mit der Inbetriebnahme der Einrichtung 
zu rechnen ist. 

„Das Zentrum soll im ersten Quartal 2019 
seine Arbeit aufnehmen”, berichtete 

Gesundheitssenatorin Eva Quante-Brandt 
in ihrer Antwort für den Senat. Dieser er-
warte, dass die Klinkbehandlung dadurch 
besser an die Bedürfnisse der Patien-
tinnen und Patienten mit Behinderung 
angepasst werden könne. 

Durch das Zentrum solle die Möglichkeit 
der Teilhabe am gemeinschaftlichen 
Leben für Erwachsene mit Behinderung 
gestärkt werden. Zudem, so die Sena-
torin, erwarte man sich eine deutliche 
Verbesserung in der ambulanten me-
dizinischen Versorgung erwachsener 
Menschen mit Behinderung aus Bremen 
und dem Umland. 

Die Planung werde voraussichtlich im 
November abgeschlossen. Die Verant-
wortung für die Umsetzung liege bei der 
Direktorin des Klinikums Bremen-Mitte, 
erklärte Quante-Brandt. Einzig die Anwer-
bung von Fachärztinnen und Fachärzten 
sei noch eine Hürde, die erst in Teilen 
überwunden sei. Auf Nachfrage von Deh-
ne erklärte die Senatorin, dass man nach 
langer Zeit der Planung und Vorbereitung 
nun einen Meilenstein vor Augen habe.  

> Zur Frage: 
http://tiny.cc/mzeb
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